
Viktor Glock 
Goethestr.9 
42929 Werrnelskirchen 
viktor .glock@t-online.de 

An den Rat der 
Stadt Hlickeswagen 
Auf dem Schloß 1 
42499 Hückeswagen 

19. Januar 2015 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 0, Jan, 2015 

FB: ß B ; Anl.: 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat zu wenden. Von 

diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen bin ich nicht einverstanden. 

Die Ratsmitglieder sollten starker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht 

nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Hausern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten 

die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

. Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatstrager versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen GrOßen 
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Helga BoneIl 
Großberghauser Strasse 55 
42499 Hückeswagen 
02192-5948 

An den Rat der 
Stadt HOckeswagen 
Auf·m Schloß 1 
42499 Hückeswagen 

17. Januar 2015 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 O. Jan. 2015 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren. 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Schloss Stadt HQckeswagen bin ich/sind wir 

nicht einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten starker auf die Belange der Bürger bzw. 

Gewerbetreibenden ROcksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die 

Eigentomer von Hausern, Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die 

Grundbesitzabgaben in aller Regel Ober die Betriebskosten zahlen massen, betroffen. Da die 

Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, 

Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und 

sich zu einer zweiten Miete entwickelten. sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung 

überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach 

Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu 

Sparpotenzialen fOr Kommunalpolitiker gibt der "Kommunalkompass· des BdSt, der an alle 

Mandatstrager versandt wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitteiwir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen GrOßen 
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Frank KohigrOber 
Großberghausen 5a 
42499 Hockeswagen 
02192-933545/ f .kohlgrueber@t-online.de 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Aufm Schloß 1 
42499 HOckeswagen 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

17. Januar 2015 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Schloss Stadt Huckeswagen bin ich/sind wir 

nicht einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten starker auf die Belange der Bürger bzw. 

Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die 

Eigentümer von Hausern, Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die 

Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen mUssen, betroffen. Da die 

Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, 

Straßenreinigung und WinterdienstgebOhren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und 

sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung 

überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach 

Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu 

Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der .Kommunalkompass" des BdSt, der an alle 

Mandatstrager versandt wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich ittelwir bitten, v er-Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit 

Seite 1 von 1 



Arnold Gerdes 
Feldstraße 32 
42499 Hückeswagen 
02192/5767 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
42499 Hückeswagen 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

16.01 .15 

Schloss-Sladt Hückeswagen 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen bin ich nicht einverstanden. 

Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht 

nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Slraßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten 

die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

polilisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

"Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Ulrike Kunde 
Lindenbergstraße 30 
42499 Hückeswagen 
021925705 
Ulrike.Kunde@Arcor.de 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 O. Jan. 20\5 

fB·. g ß ; An\.: 

Beschwerde gemäß $24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

18.Januar 2015 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in Hückeswagen bin ich nicht einverstanden. 
Da die Wohnnebenkosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser, Abwasser, Straßenreinigung, 
Winterdienst - in den vergangenen Jahren schon stark gestiegen sind, ist eine Anhebung der 
Grundsteuer B unsozial. 

Es besteht die Gefahr, dass viele Eigentümer (vor allen Dingen Rentner, Erwerbslose, Personen 
mit geringem Einkommen) ihr Eigentum verkaufen müssen, weil die Nebenkosten nicht mehr 
bezahlbar sind! 

Ich bin 59 Jahre. Die Freude am Eigentum geht aus oben genannten Gründen verloren. 

Statt der Erhöhung der Grundsteuer sollte nach anderen Einsparpotenzialen gesucht werden! 

Ich bitte Sie, von der geplanten Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ulrike Kunde 



Roland Walker 
Oberlangenberg 9 
42499 Hückeswagen 
021929361230 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Aufm Schloss I 
42499 Hückeswagen 

11 . Januar 2015 

/ 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den StadtraUGemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen bin ich nicht einverstanden. 

Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht 

nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten 

die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

"Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen zumindest sollte 

der Rat überdenken, eine Erhöhung in moderatem Umfang zu beschließen! 

Mit freundlichen GrOßen 



Familie Gottwald 
Plxwaag 3 
42499 Hückeswagen 

An den Rat / Bürgermeister der 
Stadt Hückeswagen 
Aurm Schloss 1 
42499 Hückeswagen 

Schloss-" tadt HJckeswagen 

FB: 

2 1. Jan, 2015 

RB ; Anl.: 

/ 

/ 
/ 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfaler. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

11 . Januar2015 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mn anderen schriftlich mn 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den StadtratfGemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen sind wir nicht 

einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden 

Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusem. 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen. betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winlerdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten. sollten die 

Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

polnisch Verantwortl ichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. TIpps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

.Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. Soltte dies unumgänglich 

sein, bitten wir zumindest von der unverhäRnismäßig hohen Erhöhung von 76 % abzusehen. Dies 

stellt im Vergleich mn anderen Kommunen / Städten in NRW, die ebenfalls eine solche Erhöhung 

planen, einen nicht zu akzeptierenden, drastischen Unterschied dar (z. B. Wipperfürth mn .nur" 33 %). 

Mit freundlichen Grüßen 

~) (( (.;t~ 
Dirk Gottwald \ 

dJ.wJtr 
sandra Gottwald 



Hejdi Lambeck Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 2. Jan. 201~ 
FB: I< 8 : An\.: , 1 

An den Rat der Stadt Hückeswagen 
Auf dem Schloss 1 
42499 Hückeswagen . 

, 

) ~ 
, 

/ 

Beschwerde gemäß §24 der Gemeindeordnung NRW 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Brüder - Grimm - Str. 68 
42499 Hückeswagen 
02192 6191 

18.01.2015 

Nach §24 GO NR W hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit Anderen 
schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den 
Stadtrat/Gemeinderat zu wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Gemeinde Hückeswagen bin ich nicht 
einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger, bzw. 
Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl 
die Eigentümer voq Häusern, Wohnungen und Gewerbeimmobilien, als auch die Mieter, die 
die Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. 

Da di.e Wohnnebenkosten, .bzw. die Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser und 
Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark 
gestiegen sind und sich' zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die 
Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch 
verantwortlichen nach Einsparpotentialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 
Aufgabenseite ansetzen. 

Tipps zu Sparpotentialen fiir Kommunalpolitiker gibt der "KommunaIkompass" des BdSt, der 
an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 



Andrea Jörrens! Gaby Schlickowey 
Ernst- Troost- Str. 8 
42499 Hückeswagen 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Auf dem Schloss 
42499 Hückeswagen 

Schloss-Stadt \-lückeswagen 

2 2. Jan. 2015'1' 
FB: B 5 ...;Anl.: , 

y 
/ 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

13. Januar 2015 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den StadtraUGemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen sind wir nicht 

einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden 

Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die 

Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

"Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Wir bitten. von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Seite 1 von 1 



Udo Rothstein 

Scheideweg 2 Schloss-Stadt Hückeswagen 

Tel.: 02192/82406 

22. Jan. 20l~ 

FB: f{ B : Anl.:ti 1/ 
42499 Hückeswagen 

email : redstone5@gmx.de / \~ 

Hückeswagen, 19.01.2015 

An den Rat der 

Stadt Hückeswagen 

Rathaus, Aufm Schloß 1 

42499 Hückeswagen 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit mache ich von meinem Beschwerderecht gem. § 24 der GO NRW gebrauch. 

Ich bin mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen nicht 

einverstanden. Ich halte die geplante Erhöhung des Hebesatzes von 435 auf 765 %, welche einer 

prozentualen Erhöhung von 75,86 % entspricht, sogar für eine Unverschämtheit. 

Mit dieser Steigerungsrate ist die Stadt Hückeswagen zusammen mit der Stadt Overath in NRW 

einsamer und trauriger Spitzenreiter. 

Die Ratsmitglieder sollten trotz aller Haushaltszwänge stärker auf die Belange der Bürger Rücksicht 

nehmen. Eine derartige Erhöhung ist grob unsozial und müsste von den Verantwortlichen noch 

einmal überdacht werden. 

Ich persönlich werde in Scheideweg weiterhin mit nach meiner Meinung durch nicht in dieser Höhe 

zu rechtfertigenden Straßenreinigungsgebühren von 105,12 € (36 Frontmeter) kostenmäßig belastet, 

obwohl die Reinigungsarbeiten weit überwiegend durch mich selbst erledigt werden. Diese 

Gebühren wurden im Außenbere ich an der Landstraße 101 vor einiger Zeit noch gar nicht erhoben. 

In den Außenbereichen der Stadt tragen wir also seit einiger Zeit zur Mehr als proportionalen 

Senkung der Betriebskosten der Stadt Hückeswagen bei. 



Bedenken Sie bitte, dass Kostensteigerungen für einen Haushalt von mehreren Hundert € in einem 

Jahr nach meiner Meinung nicht verantwortbar sind. 

Es lohnt sich sicherlich noch nach anderen Einsparpotentialen Ausschau zu halten. 

Ich bitte von einer derartigen Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 



Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 2, Jan, 2015 

F8: R B ; Anl. : 

Torsten & Nicole BaUhausen . Meisenweg 20 . 42499 HOckeswagen I 

Schloss-Stadt Hückeswagen 
Der Bürgermeister 

Aufm Schloss 1 
42499 Hückeswagen 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

12. Januar2015 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den StadtraUGemeinderat zu wenden. 

Von diesem Recht möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen sind wir nicht einverstanden. 

Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. 

Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, Wohnungen und 

Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten 

zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser 

sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen 

sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung 

überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die pOlitisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen 

suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für 

Kommunalpolitiker gibt der "Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und 

der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Wir bitten von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Torsten und Nicole Ballhausen 



Eheleute Ortlieb 
Marina & Wladimir 
Kölner Str. 75 
42499 Hückeswagen 

An den Rat der Stadt Hückeswagen 

Schloss-Stadt HückesViagen 

2 Z Jan, 2015 
.i7P 

FB: 1'-:; ; Anl.: 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

14. Januar 2015 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den StadtraUGemeinderat zu wenden. 

Von diesem Recht möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in Hückeswagen sind wir nicht einverstanden. Die 

Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von 

einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, Wohnungen und 

Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten 

zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser 

sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen 

sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung 

überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen 

suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für 

Kommunalpolitiker gibt der "Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und 

der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Marina Ortlieb Wladimir Ortlieb 



Dr. med Sabine Pott 

DrT med. Sabine Polt. Bevertalstr. 38, 42499 Hßckcswagen 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 

42499 Hückeswagen 

Hückeswagen, 21.01.2015 

Bevertalstr. 38 
42499 Hückeswagen 
Mobil: 01 70 / 9013344 
Sabine.Polt@l-on/ine.de 

Schloss·Stadt Hückeswagen 

2 7. Jan. 2015 
FB: f?J3 ; Anl.: 

Bescbwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrbein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NR W hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Bezeichnung der Stadt oder Gemeinde bin ich 

nicht einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. 

Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die 

Eigentümer von Häusern, Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die 

Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die 

Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Mü1Iabfuhr, Wasser sowie Abwasser, 

Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich 

zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, 

weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen 

und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für 

Kommunalpolitiker gibt der "Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt 

wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 
-~_.~ 

Mi~· ~~CI.!en"G~ An 
/ . 

./ ~. 



Dr.-Ing. Harald Pott 

DrAng. Harald Pott. Bevcrts1str. 38. 42499 Hückeswagen 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 

42499 Hückeswagen 

Bevertalstr. 38 
42499 Hückeswagen 
Tel.: 0 21 92 / 85 9000 
Fax: 021 92 / 8549938 
haraId@dr-poU-hueckeswagen.de 

Schloss.Stadt Hückeswagen 

2 7. Jan. 2015 

FB: ·f.73 ; An!.: 

Hückeswagen, 21. 0 1. 20 15 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich 

mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat 

zu wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Bezeichnung der Stadt oder Gemeinde bin 

ich nicht einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. 

Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die 

Eigentümer von Häusern, Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die 

Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die 

Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, 

Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und 

sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung 

überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach 

Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu 

Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der ,,Kommunalkompass" des BdSt, der an alle 

Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

D'~" 



Kat ja Retzlaff 

Hermann-Löns-Straße 15 

42499 Hückeswagen 

An den Rat der 

Schloßstadt Hückeswagen 

42499 Hückeswagen 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 Z Jarl. i:~ . J 
FB: ; An!. : 

Hückeswagen, den 26.01 .2015 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen in Verbindung 

mit der Hauptsatzung der Schloßstadt Hückeswagen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen hat jeder das Recht, sich einzeln oder in 

Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten 

der Gemeinde an den Stadtrat zu wenden . Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Zum Sachverhalt 

Der Stadtrat hat eine Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung beschlossen. Gegen diese Grund­

steuer B-Hebesatzerhöhung richtet sich meine Beschwerde. 

Begründung der Beschwerde 

Zwar dürfen die Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen, so auch die Schloßstadt 

Hückeswagen selbst entscheiden, wie hoch die Realsteuerhebesätze und somit auch der 

Grundsteuer B-Hebesatz ist. Bei dieser Entscheidung sollten aber die verantwortlichen Poli­

tiker nicht über das Ziel hinaus schießen, so wie das leider in unserer Kommune der Fall ist. 

Der verantwortliche Rat sollte bei seiner Entscheidung bei dem Grundsteuer B-Hebesatz 

immer bedenken , dass die Grundsteuer B in aller Regel jeden Bürger und jeden Einwohner 

in der Kommune trifft. So trifft die finanzielle Belastung durch die Grundsteuer B nicht nur 

den Grundstückseigentümer, sondern in aller Regel auch die Mieterhaushalte, weil die 

Grundsteuer B als Betriebskostenart in aller Regel in den meisten Mietverträgen auf den 

Mieter überwälzt wird. Gerade vor dem Hintergrund, dass auch andere Wohnnebenkosten in 

den vergangenen Jahren stark angestiegen sind , so zum Beispiel die Gas- und Strom preise 



und wie die jährlichen Untersuchungen des Bundes der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen 

zeigen, auch die Müll- und Abwassergebühren, sollte die Politik die beschlossene Grund­

steuer B-Hebesatzerhöhung überdenken und zurücknehmen. 

Die beschlossene Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung durch den Stadtrat Hückeswagen ist 

auch noch aus einem weiteren Grund nicht notwendig beziehungsweise nicht erforderlich , 

weil es eine Vielzahl von Einsparmöglichkeiten in einer Kommune gibt. Dies belegt bei­

spielsweise der sogenannte Kommunalkompass des Bundes der Steuerzahler "Tipps für 

Kommunalpolitiker", der unentgeltlich beim Bund der Steuerzahler NRW bezogen werden 

kann und der eine Vielzahl von Möglichkeiten und Maßnahmen aufzeigt, wie man einen 

kommunalen Haushalt ausgleicht ohne Abgaben erhöhen zu müssen. 

Forderung 

Aufgrund des oben dargelegten Sachverhaltes fordere ich den Rat der Stadt von Hückeswa­

gen auf, die beschlossene Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung rückgängig zu machen. Da der 

kommunale Haushalt unserer Stadt in erster Linie über die Ausgabeseite statt über Abga­

benerhöhungen über die Einnahmeseite auszugleichen ist. 

Nur der guten Ordnung halber möchte ich darauf hinweisen, dass ich einen Rechtsanspruch 

darauf habe, über die Stellungnahme zu der von mir vorgetragenen Beschwerde unterrichtet 

zu werden. Die Unterrichtung selbst ist Sache des Bürgermeisters. 

Mit freundlichen Grüßen 

Kat ja Retzlaff 



Lunkenheimer, Ursula 
Stahlschmidtsbrücke 32 
42499 Hückeswagen 

26. Januar 2015 

An den Rat der 
Schloss-Stadt Hückeswagen 
Der Bürgermeister 
Aufm Schloss 1 
42499 Hückeswagen Stadt Hückeswagen 

Schloss· Stadt Hückeswagen 

2 ' J- .. ' , .' ~' I , an, L J ,J 

FB: e'ß ; An!.: 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Schloss-Stadt Hückeswagen bin ich nicht 

einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten starker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden 

Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Hausern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen . Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten 

die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

"Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatstrager versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Lunkenheimer, Stefan und Ursula 
Stahlschmidtsbrücke 55 

26. Januar 2015 

42499 Hückeswagen 

An den Rat der 
Schloss-Stadt Hückeswagen 
Der Bürgermeister 
Aufm Schloss 1 
42499 Hückeswagen Stadt Hückeswagen 

Schloss-Stadt Hü~~:~~agen 1/ 
2 7. Jan, (j ,J 

; An!. : 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den StadtraUGemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Schloss-Stadt Hückeswagen sind wir nicht 

einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden 

Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten 

die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

"Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

~~~~ 

ir,-t'1AlefA tu lt,j 
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Hella Frowein-Hagenah 
Galaterstr. 30 
52074 Aachen 
0241 8795644 
h.frowein@t-online.de 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Postfach 100262 
42499 Hückeswagen 

23. Januar2015 

Schloss-Stadt Hückeswagen . 

i 

FB: 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in Hückeswagen sind wir nicht einverstanden. Die 

Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. 

Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, Wohnungen und 

Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel über die 

Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten 

die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

"Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Wir sind Eigentümer von zwei Mehrfamilienhäusern in Hückeswagen Wiehagen, haben diese 

mit viel Aufwand energetisch saniert und bemühen uns mit viel Engagement als private 

Vermieter den Belangen unserer Mieter immer gerecht zu werden. Nur so ist es uns zur Zeit 

möglich unsere Mieterschaft zu halten, bzw. überhaupt neue Mieter zu bekommen. Einige junge 

Leute wandern jetzt schon in benachbarte Gemeinden ab. Für den Ortsteil Wiehagen ist es 

ohnehin seit Jahren schwierig "ordentliche" Mieter zu bekommen. 

Die Erhöhung der Grundsteuer wUrde sich bei jedem unserer Mieter im Schnitt mit bis zu 170€ 

jährl. bemerkbar machen. Das ist für eine junge Familie sehr viel Geld, in der Regel junge 
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berufstätige Eltern mit ihren Kindern, die Steuern zahlen in Hückeswagen und die mit Ihren 

Kindern Hückeswagen eine Zukunft geben. 

Wir als Vermieter haben schon lange keinerlei Spielraum mehr die Mieten dem tatsächlichen 

Aufwand an Instandhaltung und Modernisierung anzupassen. Dieser und die Anpassung an 

die zeitgemäßen Ansprüche des Wohnens sind aber erheblich gestiegen. 

Aufgrund der hohen Nebenkosten durch die Anhebung des Grundsteuersatzes befürchten wir 

als Vermieter eine noch schwierigere Vermietbarkeit unserer Wohnungen. 

Ich bitte/wir bitten. von der Hebesalzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

reundlichen Grüßen 
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An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Postfach 100262 
42499 Hückeswagen 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Gerd u. Heidi Buscher 
Gardelenbergstraße 29 
42499 Hückeswagen 
Gerd.Buscher@gmx.de 
0219283872 

HOckeswagen, 22.1 .15 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den StadtraUGemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen sind wir nicht einver­

standen. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden 

Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten 

die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. In dem Forum am 19.1.15 wurden dazu konkrete Vorschläge unterbreitet 

und es wurde an diesem Abend auch deutlich, dass ein großer Teil der Anwesenden die geplante 

Erhöhung nicht befürwortet. 

Wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

x Mi~chen Grüßen 

~L,orf2u 
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Horst Blumberg 
Blumenstrasse33 
42499Hückeswagen 
5686eb65@outlook.de 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
AufmSchloß 1 

14. January 2015 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 6, Jan, 2015 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Bezeichnung der Stadt oder Gemeinde bin 

ich/sind wir nicht einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. 

Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die 

Eigentomer von Häusern, Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die 

Grundbesitzabgaben in aller Regel Ober die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die 

Wohnnebenkosten bzw_ Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, 

Straßenreinigung und WinterdienstgebOhren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und 

sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung 

überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach 

Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. l1pps zu 

Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der "Kommunalkompass" des BdSt, der an alle 

Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte/wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen_ 

Mit freundlichen Grüßen 

lJU- {ji3.----=:::::::::­

f rZ/r' ~=---------'V 
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Joachim und Ulrike Laffin 
Wilhelm-Busch-Weg 29 
42499 Hückeswagen 
02192-3545 / uschilaffin@yahoo.de 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Postfach 

42499 Hückeswagen 

22. Januar 2015 

Schloss·Stadt Hückeswagen 

2 6. Jan. 2015 
Fsq!h ; An!. : 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen 
schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat 
zu wenden. 
Von diesem Recht möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen sind wir nicht 
einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. 
Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die 
Eigentümer von Häusern , Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die 
Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die 
Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, 
Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind 
und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die 
Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch 
Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 
Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 
"Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich 
beim BdSt bezogen werden kann. 

Wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 



Karin Jaeger 
Ewald-Gnau-Str.16 
42499 Hückeswagen 
Tel: 021929189982 

6. Januar 2015 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Al/fm Schloss 1 
42499 Hückeswagen 

Schloss-Stadl Hückeswagen 

2 6, Jan, 2015 
FB G. 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat zu wenden. Von 

diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen bin ich nicht einverstanden. 

Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht 

nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten­

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten 

die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

.Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Eheleute 
Detlef Agartz 
Wilhelm-Busch-Weg 1 

42499 Hückeswagen 

An den Rat 
der Stadt Hückeswagen 
Aufm Schloß 1 

42499 Hückeswagen 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

Z 6. Jan. 2015 

FB: 

Hückeswagen,den 24.01.2015 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in der Gemeinschaft mit anderen 
schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelgenheiten der Gemeinde an den 
Stadtrat/Gemeinderat zu wenden. Von diesem Recht möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen sind wir nicht 
einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. 
Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl 
die Eigentümer von Häusern, Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die 
die Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da 
die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie 
Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark 
gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Veranwortlichen die 
Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch 
Veranwortlichen nach Einsparpotenzial suchen und bei der Etatsanierung auf der 
Ausgabeseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der" 
Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der 
unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Wir bitten, von der Hebesatzerhöhung der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

/O~f11 /rf 
l<~ A:tp,--k 



Hans Hermann und Erika 
Westhoferhöhe 2 
42499 Hückeswagen 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Aufm Schloss 1 
42499 Hückeswagen 

Schloss, Stadt Hückeswagen ! 

2 G. Jan. 2ü15 

Hückeswagen. den 22.01 .2015 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren. 
nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen hat jeder das Recht, sich einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten 
der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu wenden. Von diesem Recht möchte 
ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Zum Sachverhalt 
Die Stadt/Gemeinde plant, den Grundsteuer B-Hebesatz zu erhöhen. Gegen diese Grund­
steuer B-Hebesatzerhöhung richtet sich meine/unsere Beschwerde. 

Begründung der Beschwerde 
Zwar dürfen die Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen selbst entscheiden, wie hoch 
die Realsteuerhebesätze und somit auch der Grundsteuer B-Hebesatz ist. Bei dieser Ent­
scheidung sollten die verantwortlichen Politiker aber nicht über das Ziel hinaus schießen, so 
wie das leider in unserer Kommune der Fall ist. Der Rat sollte bei seiner Entscheidung über 
den Grundsteuer B-Hebesatz immer bedenken, dass die Grundsteuer B in aller Regel jeden 
Einwohner in der Kommune trifft. So werden durch die Grundsteuer B nicht nur die Grund­
stückseigentümer finanziell belastet, sondern in der Regel auch die Mieter, da die Grund­
steuer B als Betriebskosten in den meisten Mietverträgen auf den Mieter abgewälzt wird. 
Gerade vor dem Hintergrund, dass auch andere Wohnnebenkosten in den vergangenen Jah­
ren stark gestiegen sind, wie beispielsweise die Gas- und Strom preise oder die Müll- und 
Abwassergebühren, sollte die Politik gegen die geplante Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung 
stimmen. 

Die Kommune sollte nicht versuchen, ihr Haushaltsdefizit durch Steuererhöhungen auszu­
gleichen. Vielmehr gibt es eine Vielzahl an Einsparmöglichkeiten, mit denen der Haushalt 
ausgeglichen werden kann, ohne die Abgaben zu erhöhen. 

Forderung 
Aufgrund des oben dargelegten Sachverhaltes fordere ich/fordern wir den Rat auf, der ge­
planten Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung nicht zuzustimmen. Der Haushalt sollte in erster 
Linie über die Ausgabenseite und nicht durch Abgabenerhöhungen über die Einnahmenseite 
ausgeglichen werden. 

Nur der guten Ordnung halber möchte ich/möchten wir darauf hinweisen, dass ich/wir einen 
Rechtsanspruch darauf habe/haben, über die Stellungnahme zu der von mir/uns vorgetrage­
nen Beschwerde unterrichtet zu werden. Die Unterrichtung selbst ist Sache des Bürgermeis­
ters/Oberbürgermeisters. 



Mit freundliche;JG~en 

,1 ~ .(~ 
(Unterschrift) 



Hilbig Konstruktionstechnik 

I [ilhi~-" "l l'> l fllk l i(lnSl l.:chnik - GcwcrhCSlfulk 11 - 42-199 1·lückcsW:l2Cn 

Sc hl o~s- S tad t Hückeswagen 
Der Bii rge rmeister 
Auf"1l1 Schloß 1 
42499 Hückeswagen 

Seil lass-Stadt Huckesw8gen 

2 3. ~,m. Z015 

\ t-8: ~ ß ;'.nl.; 

I-lilbig KOnSlruktionSh:~h lli k 

Gcwcrbcslraßc 11 
42499 HUckeswagen 
Tr021928542-164. 1'",- 16; J)1 017154 10694 
Usl-ld: DE 813938683. Sll.:lh.:rnr.23015 14.t/ 1194 

2 1. Januar 2015 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westafeln 

Sehr g ~ehrte Damen und Herren_ 

nach ~ 24 GO NRW hat j ede r das Recht, sich einzeln oder in der Gemeinschaft mit anderen 
schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den 
Stacltr;lt/Gemei nderat zu wenden. Von diesem Recht möclleten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Bezeichnung der Stadt Hückeswagen sind wir 
nicht einverstanden. Die Rats1l1itglieder so llten stärker auf die Belange der Bürger bzw. 
Gewerbet reibende Rücksicht nehmen. Von ei:1er Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die 
Eigen 1Ü1l1er vo n Häusern , Wohnungen und Gewerbei1l111l0bilien als auch die Mieter. die die 
Grund besi tzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die 
Wohnllebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasse r. 
Straßemcinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und 
sich zu einer zweiten Miete entwickeln, so llten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung 
überdenken _ we il sie unsozia l ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach 
Einsparpotenz ia len suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu 
Sparpotez ialen für Kommunalpolitiker gibt der " Kom11lunalkompass" des BdSt, der an a ll e 
MadaJstriiger versandt wurde und der unentgeltli ch beim BdSt bezogen werden kann . 

Wi r billen_ von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit li·cuncllichen 
Hilb-

- A ' 
l . - Hücke wagen 

Tel 1928542-164. Fax - 165 
Hi/bi.~ Konslruklionslechnik - ., al/es alls einer Hand ·', 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 



Hermann-Löns-Str. 14 
42499 Hückeswagen 

An den Rat I Bürgermeister der 
Stadt Hückeswagen 
Auf"m Schloss 1 
42499 Hückeswagen 

11. Januar 2015 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 ~ J~n ? ',, ::; ..... 0 • .!....Jj", 

FB: ß ß ; Anl.: 

Deschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den StadtraUGemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen sind wir nicht 

einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden 

Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusem, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die 

Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

,Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Wir billen, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. Sollte dies unumgänglich 

sein, bitten wir zumindest von der unverhältnismäßig hohen Erhöhung von 76 % abzusehen. Dies 

slellt im Vergleich mit anderen Kommunen I städten in NRW, die ebenfalls eine solche Erhöhung 

planen, einen nicht zu akzeptierenden, drastischen Unterschied dar (z. B. Wipperfürth mit ,nur" 33 %). 

Mit freundlichen Grüßen 



Volker Jauch 
Südstrasse 6 
42499 Hückeswagen 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Auf ' m Schloß 1 

42499 Hückeswagen 

it 02192/1460 

22. Januar 2015 

Schloss-Stadt Hückeswagen ' 

2 3. Jan. 2015 

FB:ft:Anl.: 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindesordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft 
mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenhei­
ten der Gemeinde an den Stadtrat zu wenden. 
Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in Hückeswagen bin ich 
nicht einverstanden. 

Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von 
Häusern, Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die 
Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, 
betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, 
Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Strassenreinigung und Winter­
dienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich 
zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die 
Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. 

Ich bitte höflich, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B 
abzusehen. 

Mit freundlichen Grüssen 

Seite 1 von 1 



14.01.2015 

An den Rat der Stadt Hückeswagen 

42499 Hückeswagen 

Friedhelm Heil 
Dreibäumen7 

42499 Hückeswagen 

Schloss· Stadt Hückeswagen 

2 6. Jan. 2015 

FB: ; An!.: 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen 

schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den 

StadtraUGemeinderat zu wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der bin ich nicht einverstanden. Die 

Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht 

nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller 

Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. 

Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und 

Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer 

zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, 

weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach 

Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps 

zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der "Kommunalkompass" des BdSt, der an alle 

Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 



20.01.2015 

An den Rat der Stadt Hückeswagen 

42499 Hückeswagen 

Hildegard Basner 
Dreibäumen5 

42499 Hückeswagen 

Schloss.Stadt Huckeswagen 

2 6, Jan, 2üi5 

FB: 
; Anl.. __ 

Beschwerde gemäß.§ 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen 

schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den 

Stadtrat/Gemeinderat zu wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der bin ich nicht einverstanden. Die 

Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht 

nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusem, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller 

Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. 

Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und 

Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer 

zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, 

weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach 

Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps 

zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der .Kommunalkompass" des BdSt, der an alle 

Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 



Fam. Thomas Borisch 
Mühlenweg 58 
42499 Hückeswagen 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Aufm Schloß 
42499 Hückeswagen 

09.Januar 2015 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 6, Jan, 2015 

FB: ; An!. : 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Bezeichnung der Stadt oder Gemeinde bin 

ich/sind wir nicht einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. 

Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die 

Eigentümer von Häusern, Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die 

Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die 

Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, 

Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und 

sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung 

überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach 

Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu 

Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der "Kommunalkompass" des BdSt, der an alle 

Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte/wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen ,rße9?n 

r\ -- I J 

'---tf: L !){)<>" 

Thomas Borisch .I 

Seite 1 von 1 



14.01 .2015 

An den Rat der Stadt Hückeswagen 

42499 Hückeswagen 

Astrid Lorenz 
Dreibäumen5 

42499 Hückeswagen 

Schloss·Stadt Hückeswagen 

2 6. Jan. 2015 

FB: ; An!.: 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen 

schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den 

StadtraVGemeinderat zu wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der bin ich nicht einverstanden. Die 

Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht 

nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller 

Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. 

Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und 

Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer 

zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, 

weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach 

Einsparpotenzialen suchen und bei der Elatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. Tipps 

zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der "Kommunalkompass" des BdSt, der an alle 

Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Gnüßen 



Klaus und Brigitte Ehmann 
Beethovenstr. 32 
42499 Hückeswagen 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Rathaus Auf'm Schloss 1 
42499 Hückeswagen 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

19. 01 . 2015 

SchIOSS.S\ad\ Hückeswagen 

26, J21n. :j'S 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Bezeichnung der Stadt oder Gemeinde bin 

ich/sind wir nicht einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. 

Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die 

Eigentümer von Häusem, Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die 

Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die 

Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, 

Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und 

sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung 

überdenken, weil sie unsozial ist. StaUdessen sollten die politisch Verantwortlichen nach 

Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der Ausgabenseite ansetzen. TIpps zu 

Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der . Kommunalkompass" des BdSt, der an alle 

Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte/wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

~- th7?'1- a:---~ 
~<>{\k tM'Mo.1A-4. 

Se~e I von I 



Absender 
l()[jild, IVI(:,dcrljcf~ 
t-ddsT('Cl~G- u 
Lf.) l{gfj '+~\che;:hJ('1.9fM./ 
Empfänger J 

-56.'1 elf- /f;,' c,,-.:/),,~,tJ g"'-

Schloss·Stadt Hückeswagen i 
2 7, Jan, ~~:5 

FB: Kß ; Anl.: 

Ort, Datum 

H.: c. h.c $i--.)(l. if /.t, :23)) ';j-

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen in Verbindung 

mit der Hauptsatzung § 'der Stadt/Gemeinde' 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen hat jeder das Recht, sich einzeln oder in 

Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten 

der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu wenden. Von diesem Recht möchte 

ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Zum Sachverhalt 

Der Stadtrat/Gemeinderat hat eine Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung beschlossen (Hebe­

satzsatzung vom ]3-<; ). Gegen diese Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung richtet sich 

meine/unsere Beschwerde. 

Begründung der Beschwerde 

Zwar dürfen die Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen, so auch Ift~Lke)tva~(.,L 
u 

selbst entscheiden, wie hoch die Realsteuerhebesätze und somit auch der Grundsteuer B-

Hebesatz ist. Bei dieser Entscheidung sollten aber die verantwortlichen Politiker nicht über 

das Ziel hinaus schießen, so wie das leider in unserer Kommune der Fall ist. Der verantwort­

liche Rat sollte bei seiner Entscheidung bei dem Grundsteuer B-Hebesatz immer bedenken, 

dass die Grundsteuer B in aller Regel jeden Bürger und jeden Einwohner in der Kommune 

trifft. So trifft die finanzielle Belastung durch die Grundsteuer B nicht nur den Grundstücksei­

gentümer, sondern in aller Regel auch die Mieterhaushalte, weil die Grundsteuer B als Be­

triebskostenart in aller Regel in den meisten Mietverträgen auf den Mieter überwälzt wird. 

Gerade vor dem Hintergrund, dass auch andere Wohnnebenkosten in den vergangenen Jah­

ren stark angestiegen sind, so zum Beispiel die Gas- und Strom preise und wie die jährlichen 

Untersuchungen des Bundes der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen zeigen, auch die Müll-



und Abwassergebühren, sollte die Politik die beschlossene Grundsteuer B­

Hebesatzerhöhung überdenken und zurücknehmen. 

Die beschlossene Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung durch den Stadtrat/Gemeinderat 

i-i r, 'A " ;,' ist auch noch aus einem weiteren Grund nicht notwendig beziehungsweise 

nicht erforderlich , weil es eine Vielzahl von Einsparmöglichkeiten in einer Kommune gibt. 

Dies belegt beispielsweise der sogenannte Kommunalkompass des Bundes der Steuerzah­

ler "Tipss für Kommunalpolitiker" , der unentgeltlich beim Bund der Steuerzahler NRW bezo­

gen werden kann und der eine Vielzahl von Möglichkeiten und Maßnahmen aufzeigt, wie 

man einen kommunalen Haushalt ausgleicht ohne Abgaben erhöhen zu müssen. 

Forderung 

Aufgrund des oben dargelegten Sachverhaltes fordere ich/fordern wir den Rat der 

Stadt/Gemeinde " ; -. d ·auf, die beschlossene Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung 

rückgängig zu machen. Da der kommunale Haushalt unserer Stadt/Gemeinde in erster Linie 

über die Ausgabeseite statt über Abgabenerhöhungen über die Einnahmeseite auszuglei­

chen ist. 

Nur der guten Ordnung halber möchte ich/möchten wir darauf hinweisen, dass ich/wir einen 

Rechtsanspruch darauf habe/haben , über die Stellungnahme zu der von mir/uns vorgetrage­

nen Beschwerde unterrichtet zu werden. Die Unterrichtung selbst ist Sache des Bürgermeis­

ters/Oberbürgermeisters. 

Mit freundlichen Grüßen 

l'. J J. i ( (j: \..' 

(Unterschrift) 



Absender 

Empfänger 

fRANK>BfTTINA.WIEDERHOFT 
fElDSTR .9 
42499.HÜCKESWAGfN 
:;: :02192/6276 FAX:935206 

S'tt;LO{'; I-Itfc f t" S VU J.e41-

Stadt Hückeswagen 

2., J ~~f'" Eing. I. an. t J .:J 

FB' ~. An!.: ........ .... . .. .. Y.d 

Ort, Datum 

I-N d}v.Nc?;Y.-:-r I 2~~ .4'. /s 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen in Verbindung 

mit der Hauptsatzung § 'der Slae#/Geilieiilfle ' ~~/AA'~ 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen hat jeder das Recht. sich einzeln oder in 

Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten 

der Gemeinde an den StadtraUGemeinderat zu wenden. Von diesem Recht möchte 

ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Zum Sachverhalt 

Der StadtraUGemeinderat hat eine Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung beschlossen (Hebe­
Mo' O-f 1#4 "-VI 

satzsatzung vom ). Gegen diese Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung richtet sich 

meine/unsere Beschwerde. 

Begründung der Beschwerde 

Zwar dürfen die Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen, so auch i-I-'1~( i @i,;flXßl,-.. 
v 

selbst entscheiden, wie hoch die Realsteuerhebesätze und somit auch der Grundsteuer B-

Hebesatz ist. Bei dieser Entscheidung sollten aber die verantwortlichen Politiker nicht über 

das Ziel hinaus schießen, so wie das leider in unserer Kommune der Fall ist. Der verantwort­

liche Rat sollte bei seiner Entscheidung bei dem Grundsteuer B-Hebesatz immer bedenken, 

dass die Grundsteuer B in aller Regel jeden Bürger und jeden Einwohner in der Kommune 

trifft. So trifft die finanzielle Belastung durch die Grundsteuer B nicht nur den Grundstücksei­

gentümer, sondern in aller Regel auch die Mieterhaushalte. weil die Grundsteuer B als Be­

triebskostenart in aller Regel in den meisten Mietverträgen auf den Mieter überwälzt wird. 

Gerade vor dem Hintergrund, dass auch andere Wohnnebenkosten in den vergangenen Jah­

ren stark angestiegen sind, so zum Beispiel die Gas- und Strom preise und wie die jährlichen 

UnterSUChungen des Bundes der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen zeigen, auch die Müll-



und Abwassergebühren, sollte die Politik die beschlossene Grundsteuer B­

Hebesatzerhöhung überdenken und zurücknehmen. 

Die beschlossene Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung durch den StadtraVGemeinderat 

,!.ft;;'vG-.; : ./" )Aa= ist auch noch aus einem weiteren Grund nicht notwendig beziehungsweise 

nicht erforderlich, weil es eine Vielzahl von Einsparmöglichkeiten in einer Kommune gibt. 

Dies belegt beispielsweise der sogenannte Kommunalkompass des Bundes der Steuerzah­

ler "Tipss für Kommunalpolitiker", der unentgeltlich beim Bund der Steuerzahler NRW bezo­

gen werden kann und der eine Vielzahl von Möglichkeiten und Maßnahmen aufzeigt, wie 

man einen kommunalen Haushalt ausgleicht ohne Abgaben erhöhen zu müssen. 

Forderung 

Aufgrund des oben dargelegten Sachverhaltes fordere ich/fordern wir den Rat der 

StadVGemeinde !lk-~ h-:':'''"Cl.t {, auf, die beschlossene Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung 
i./ 

rückgängig zu machen. Da der kommunale Haushalt unserer StadVGemeinde in erster Linie 

über die Ausgabeseite statt über Abgabenerhöhungen über die Einnahmeseite auszuglei­

chen ist. 

Nur der guten Ordnung halber möchte ich/möchten wir darauf hinweisen, dass ich/wir einen 

Rechtsanspruch darauf habe/haben, über die Stellungnahme zu der von mir/uns vorgetrage­

nen Beschwerde unterrichtet zu werden. Die Unterrichtung selbst ist Sache des Bürgermeis­

ters/Oberbürgermeisters. 

Mit freundlichen Grüßen 
( 

~/.=<.;_L,,-,itJ-4-'/ /""{::...I"",,,-', _ ""1.",,, /~'/tJ<!.' ..... / /c / f-J!I 
(Unterschrift) 



Absender 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 7. lan, 2015 
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Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen in Verbindung 

mit der Hauptsatzung § 'der Stadt/Gemeinde' 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen hat jeder das Recht, sich einzeln oder in 

Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten 

der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu wenden. Von diesem Recht möchte 

ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Zum Sachverhalt 

Der Stadtrat/Gemeinderat hat eine Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung beschlossen (Hebe­

satzsatzung vom 1--3 ':;; ). Gegen diese Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung richtet sich 

meine/unsere Beschwerde. 

Begründung der Beschwerde 

Zwar dürfen die Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen, so auch kC-(){.(LSw~~ 
selbst entscheiden, wie hoch die Realsteuerhebesätze und somit auch der Grundsteuer B­

Hebesatz ist. Bei dieser Entscheidung sollten aber die verantwortlichen Politiker nicht über 

das Ziel hinaus schießen, so wie das leider in unserer Kommune der Fall ist. Der verantwort­

liche Rat sollte bei seiner Entscheidung bei dem Grundsteuer B-Hebesatz immer bedenken, 

dass die Grundsteuer B in aller Regel jeden Bürger und jeden Einwohner in der Kommune 

trifft. So trifft die finanzielle Belastung durch die Grundsteuer B nicht nur den Grundstücksei­

gentümer, sondern in aller Regel auch die Mieterhaushalte, weil die Grundsteuer B als Be­

triebskostenart in aller Regel in den meisten Mietverträgen auf den Mieter überwälzt wird . 

Gerade vor dem Hintergrund, dass auch andere Wohnnebenkosten in den vergangenen Jah­

ren stark angestiegen sind, so zum Beispiel die Gas- und Strom preise und wie die jährlichen 

Untersuchungen des Bundes der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen zeigen, auch die Müll-



und Abwassergebühren , sollte die Politik die beschlossene Grundsteuer B­

Hebesatzerhöhung überdenken und zurücknehmen . 

Die beschlossene Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung durch den StadtraUGemeinderat 

k C:d(~ ._\p.: ~-.ist auch noch aus einem weiteren Grund nicht notwendig beziehungsweise 

nicht erforderlich, weil es eine Vielzahl von Einsparmöglichkeiten in einer Kommune gibt. 

Dies belegt beispielsweise der sogenannte Kommunalkompass des Bundes der Steuerzah­

ler "Tipss für Kommunalpolitiker" , der unentgeltlich beim Bund der Steuerzahler NRW bezo­

gen werden kann und der eine Vielzahl von Möglichkeiten und Maßnahmen aufzeigt, wie 

man einen kommunalen Haushalt ausgleicht ohne Abgaben erhöhen zu müssen. 

Forderung 

Aufgrund des oben dargelegten Sachverhaltes fordere ich/fordern wir den Rat der 

Stadt/Gemeinde k C ckiL <;;'W l~Uf, die beschlossene Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung 
'J 

rückgängig zu machen. Da der kommunale Haushalt unserer StadUGemeinde in erster Linie 

über die Ausgabeseite statt über Abgabenerhöhungen über die Einnahmeseite auszuglei­

chen ist. 

Nur der guten Ordnung halber möchte ich/mächten wir darauf hinweisen, dass ich/wir einen 

Rechtsanspruch darauf habe/haben, über die Stellungnahme zu der von mir/uns vorgetrage­

nen Beschwerde unterrichtet zu werden. Die Unterrichtung selbst ist Sache des Bürgermeis­

ters/Oberbürgermeisters. 

Mit freundli~he;J1Grüßen 

l:r-
{' 

(Unterschrift) 



Absender 
Schloss-Stadt Hückeswagen . 
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Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen in Verbindung 

mit der Hauptsatzung § 'der Stadt/Gemeinde' 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen hat jeder das Recht, sich einzeln oder in 

Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten 

der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu wenden. Von diesem Recht möchte 

ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Zum Sachverhalt 

Der Stadtrat/Gemeinderat hat eine Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung beschlossen (Hebe­

satzsatzung vom t~S ). Gegen diese Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung richtet sich 

meine/unsere Beschwerde. 

Begründung der Beschwerde 

Zwar dürfen die Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen, so auch \-k~ch6J~~<--t:s<:::' L- -' 
selbst entscheiden, wie hoch die Realsteuerhebesätze und somit auch der Grundsteuer B­

Hebesatz ist. Bei dieser Entscheidung sollten aber die verantwortlichen Politiker nicht über 

das Ziel hinaus schießen, so wie das leider in unserer Kommune der Fall ist. Der verantwort-

liche Rat sollte bei seiner Entscheidung bei dem Grundsteuer B-Hebesatz immer bedenken, 

dass die Grundsteuer B in aller Regel jeden Bürger und jeden Einwohner in der Kommune 

trifft. So trifft die finanzielle Belastung durch die Grundsteuer B nicht nur den Grundstücksei­

gentümer, sondern in aller Regel auch die Mieterhaushalte, weil die Grundsteuer B als Be­

triebskostenart in aller Regel in den meisten Mietverträgen auf den Mieter überwälzt wird. 

Gerade vor dem Hintergrund, dass auch andere Wohnnebenkosten in den vergangenen Jah-

ren stark angestiegen sind, so zum Beispiel die Gas- und Strom preise und wie die jährlichen 

Untersuchungen des Bundes der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen zeigen, auch die Müll-



und Abwassergebühren, sollte die Politik die beschlossene Grundsteuer B­

Hebesatzerhöhung überdenken und zurücknehmen . 

Die beschlossene Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung durch den Stadtrat/Gemeinderat 

:';.' ""'- r, '~- \x '"-, ist auch noch aus einem weiteren Grund nicht notwendig beziehungsweise , 
nicht erforderlich, weil es eine Vielzahl von Einsparmöglichkeiten in einer Kommune gibt. 

Dies belegt beispielsweise der sogenannte Kommunalkompass des Bundes der Steuerzah­

ler "Tipss für Kommunalpolitiker", der unentgeltlich beim Bund der Steuerzahler NRW bezo­

gen werden kann und der eine Vielzahl von Möglichkeiten und Maßnahmen aufzeigt, wie 

man einen kommunalen Haushalt ausgleicht ohne Abgaben erhöhen zu müssen. 

Forderung 

Aufgrund des oben dargelegten Sachverhaltes fordere ich/fordern wir den Rat der 

Stadt/Gemeinde 11< d " JU' \( " auf, die beschlossene Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung 
..l 

rückgängig zu machen. Da der kommunale Haushalt unserer Stadt/Gemeinde in erster Linie 

über die Ausgabeseite statt über Abgabenerhöhungen über die Einnahmeseite auszuglei­

chen ist. 

Nur der guten Ordnung halber möchte ich/möchten wir darauf hinweisen, dass ich/wir einen 

Rechtsanspruch darauf habe/haben , über die Stellungnahme zu der von mir/uns vorgetrage­

nen Beschwerde unterrichtet zu werden. Die Unterrichtung selbst ist Sache des Bürgermeis­

ters/Oberbürgermeisters. 

Mit freundlichen Grüßen 

(I 
) \ \) ( 
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

2 6. Jan. 2015 
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Eheleute Vossköhler 
Winterhagen 16a 
42499 Hückeswagen 

An den Rat der Stadt 
Hückeswagen 
Auf m Schloss 1 
42499 Hückeswagen 

23.01 .2015 

Schloss·Stadt Hückeswagen ./ 

;1 9, Jan, 2015/' 

FB K:3 ; AnIL 

/ 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchte ich/möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen bin ich/sind wir nicht 

einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden 

Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten. sollten die 

Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

. Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte/wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 



Schloss-Stadt Hückeswagen 

Karl Heinz Hager 2 9. Jan. 2015 

Benedikt-Pesch-Str.42 FB: 

50259 PULHEIM 28.1.2015 

An den Rat der Stadt Hückeswagen 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen 
schriftlich mit Amegungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den 
Stadtrat zu wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Bezeichnung der Stadt oder Gemeinde 
bin ich nicht einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger 
bzw. Gewerbetreibenden Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind 
sowohl die Eigentümer von Häusern, Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die 
Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel über die Betriebskosten zahlen müssen, 
betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten - Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser 
sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in den vergangenen Jahren 
stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten die 
Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten 
die politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf 
der Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 
"Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatsträger versandt wurde und der 
unentgeltlich beim BdSt bezogen werden kann. 

Ich bitte/wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichem Gruß, 

Karl Heinz Hager 



Anders 8ubke Schloss· Stadt Hückeswagen 

L 8. Jan. 2015 

FS !!1!32 AnLd2 

.Altenberger Str. 1 

42499 HOckeswagen 

Telefon (02192) 931238 
TelefClX (02192) 931237 

1 ~ 
/ Hückeswagen, den 27. Januar 2015 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 

nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen hat jeder das Recht, sich einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der 
Gemeinde an den Stadtrat zu wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Die Stadt plant, den Grundsteuer B-Hebesatz zu erhöhen. Gegen diese Grundsteuer B­
Hebesatzeihöhung richtet sich meine Beschwerde. 

Zwar dürfen die Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen selbst entscheiden, wie hoch die 
Realsteuerhebesätze und somit auch der Grundsteuer B-Hebesatz ist. Bei dieser EntSCheidung 
sollten die verantwortlichen Politiker aber nicht über das Ziel hinaus schießen, so wie das leider in 
Hückeswagen der Fall ist. Der Rat sollte bei seiner Entscheidung über den Grundsteuer B­
Hebesatz immer bedenken, dass die Grundsteuer B in aller Regel jeden Einwohner in der 
Kommune trifft. So werden durch die Grundsteuer B nicht nur die Grundstückseigentümer finanziell 
belastet, sondem in der Regel auch die Mieter, da die Grundsteuer B als Betriebskosten in den 
meisten Mietverträgen auf den Mieter abgewälzt wird. Gerade vor dem Hintergrund, dass auch 
andere Wohnnebenkosten in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind, wie beispielsweise die 
Gas- und Strompreise oder die Müll- und Abwassergebühren, sollte die Politik gegen die geplante 
Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung in diesem Ausmaß stimmen. 

Die Kommune sollte nicht versuchen, ihr Haushaltsdefizit durch Steuererhöhungen auszugleichen. 
Vielmehr gibt es eine Vielzahl an Einsparmöglichkeiten, mit denen der Haushalt ausgeglichen 
werden kann, ohne die Abgaben in diesem Maße zu erhöhen. 

Aufgrund des oben dargelegten Sachverhaltes fordere ich den Rat auf, der geplanten Grundsteuer 
B-Hebesatzerhöhung in dem von Herm Persian auf der Informationsveranstaltung am 19.1.2015 
genannten Maße nicht zuzustimmen. Der Haushalt sollte in erster Linie über die Ausgabenseite 
und nicht durch Abgabenerhöhungen über die Einnahmenseite ausgeglichen werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

jt)uJJ ~L 



Annette Bubke Schloss' Stadt Hückeswagen 

2 8. Jan. 2~15D 
FB: 1Zß ; AnL~ Vo, 
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Altenberger Str. 3 

42499 Hückeswagen 

Telefon (02192) 4827 

Hückeswagen, den 27. Januar 2015 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 

nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen hat jeder das Recht, sich einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der 
Gemeinde an den Stadtrat zu wenden. Von diesem Recht möchte ich Gebrauch machen. 

Die Stadt plant, den Grundsteuer B-Hebesatz zu erhöhen. Gegen diese Grundsteuer B­
Hebesatzerhöhung richtet sich meine Beschwerde. 

Zwar dürfen die Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen selbst entscheiden, wie hoch die 
Realsteuerhebesätze und somit auch der Grundsteuer B-Hebesatz ist. Bei dieser Entscheidung 
sollten die verantwortlichen Politiker aber nicht über das Ziel hinaus schießen, so wie das leider in 
Hückeswagen der Fall ist. Der Rat sollte bei seiner Entscheidung über den Grundsteuer B­
Hebesatz immer bedenken, dass die Grundsteuer B in aller Regel jeden Einwohner in der 
Kommune trifft. So werden durch die Grundsteuer B nicht nur die Grundstückseigentümer finanziell 
belastet, sondern in der Regel auch die Mieter, da die Grundsteuer B als Betriebskosten in den 
meisten Mietverträgen auf den Mieter abgewälzt wird. Gerade vor dem Hintergrund, dass auch 
andere Wohnnebenkosten in den vergangenen Jahren stark gestiegen sind, wie beispielsweise die 
Gas- und Strompreise oder die Müll- und Abwassergebühren, sollte die Politik gegen die geplante 
Grundsteuer B-Hebesatzerhöhung in diesem Ausmaß stimmen. 

Die Kommune sollte nicht versuchen, ihr Haushaltsdefizit durch Steuererhöhungen auszugleichen. 
Vielmehr gibt es eine Vielzahl an Einsparmöglichkeiten, mit denen der Haushalt ausgeglichen 
werden kann, ohne die Abgaben in diesem Maße zu erhöhen. 

Aufgrund des oben dargelegten Sachverhaltes fordere ich den Rat auf, der geplanten Grundsteuer 
B-Hebesatzerhöhung in dem von Herrn Persian auf der Informationsveranstaltung am 19.1.2015 
genannten Maße nicht zuzustimmen. Der Haushalt sollte in erster Linie über die Ausgabenseite 
und nicht durch Abgabenerhöhungen über die Einnahmenseite ausgeglichen werden. 

Mit freundlichen Grüßen 



Marius Niedobetzki 
Kölner Str. 103 
42499 Hückeswagen 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Aufm Schloß 1 
42499 Hückeswagen 

Schloss-Stadt Hückeswagen 

FB: 

Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

26. Januar2015 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen sind wir nicht 

einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten starker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden 

Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Hausern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten 

die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

"Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatstrager versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Seite 1 von 1 



Kat ja und Holger Stoffel 
Kölner Str. 101 
42499 Hückeswagen 
TeI.Nr.: 02192 9372763 
E-Mail: h.stoffel@online.de 

An den Rat der 
Stadt Hückeswagen 
Aufm Schloß 1 
42499 Hückeswagen 

Schloss· Stadt Hückeswagen 

2 B. Jan. 2015. 
FB: ; Anl.ffi 

r 
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Beschwerde gemäß § 24 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

25. Januar2015 

nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzetn oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Stadtrat/Gemeinderat zu 

wenden. Von diesem Recht möchten wir Gebrauch machen. 

Mit der geplanten Erhöhung der Grundsteuer B in der Stadt Hückeswagen sind wir nicht 

einverstanden. Die Ratsmitglieder sollten stärker auf die Belange der Bürger bzw. Gewerbetreibenden 

Rücksicht nehmen. Von einer Erhöhung der Grundsteuer B sind sowohl die Eigentümer von Häusern, 

Wohnungen und Gewerbeimmobilien als auch die Mieter, die die Grundbesitzabgaben in aller Regel 

über die Betriebskosten zahlen müssen, betroffen. Da die Wohnnebenkosten bzw. Betriebskosten -

Heizenergie, Müllabfuhr, Wasser sowie Abwasser, Straßenreinigung und Winterdienstgebühren - in 

den vergangenen Jahren stark gestiegen sind und sich zu einer zweiten Miete entwickelten, sollten 

die Verantwortlichen die Hebesatzanpassung überdenken, weil sie unsozial ist. Stattdessen sollten die 

politisch Verantwortlichen nach Einsparpotenzialen suchen und bei der Etatsanierung auf der 

Ausgabenseite ansetzen. Tipps zu Sparpotenzialen für Kommunalpolitiker gibt der 

"Kommunalkompass" des BdSt, der an alle Mandatstrager versandt wurde und der unentgeltlich beim 

BdSt bezogen werden kann. 

Wir bitten, von der Hebesatzerhöhung bei der Grundsteuer B abzusehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

j/ez<J'Cj I..-IVld Ho0~Slo//-c( 
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An den Rat der Stadt Hückeswagen 

29. JanJ012 
FB: ;An l.~ 

\ ( _Ji 
An den Bürgermeister der Stadt Hückeswagen 

Betr.: Erhöhung der Grundsteuer B 

Mit Interesse verfolge ich die derzeitige Diskussionen über die angespannte Hausbaltslage unserer 
Stadt. Das dazu eine höhere fmanzielle Belastung der Bürger unumgänglich ist, haben sie ja den 
Zuhörern an dem Diskussionsabend am 19.1 im Forum deutlich gemacht. Das ist soweit auch fiir 
jeden Bürger nachvollziehbar. 
Die Idee, die Grundsteuer B prozentual drastisch zu erhöhen, ist zwar recht einfach und effizient 
aber auch ungerecht. Die Ungerechtigkeit liegt in der prozentualen Erhöhung. 
Das lässt sich am Besten an den nachfolgenden Beispielen erklären: 

Bsp. 1 
Wir, meine Frau und ich, bewohnen alleine unsere Immobilie. Wir zahlen derzeit schon etwa 900,- € 
Grundsteuer jährlich. Bei einer angekündigten 75 prozentigen Erhöhung wären dann 1575,-€ fällig. 
Eine Mehrbelastung von 675,- € fiir unseren 2 Personenhaushalt. 

Bsp.2 
Nachbar A zahlt rur seine Immobilie bisher 350,- € jährlich. Bei einer gleichen prozentualen 
Erhöhung wären dann etwa 612,- € fallig. Eine Mehrbelastung von 262,- € fiir seinen 2 
Personenhaushalt. 

Bsp.3 
Mieter B zahlt rur seine Wohnung bisher anteilig 60,-€ Grundsteuer B. Zukünftig wären es 105,-€. 
Eine Mehrbelastung von "nur" 45,- € fiir diesen 2 Personenhaushalt. 

Diese 3 Beispiele machen deutlich, das einige Haushalte wesentlich mehr bezahlen sollen als der 
durchschnittliche Haushalt. Einige Haushalte sogar deutlich weniger. Bei einer weiteren 
prozentualen Erhöhung der Grundsteuer B wird diese Differenz in € natürlich unverhältnismäßig 
inmler größer. 
Das wir Bürger unserer Stadt zukünftig mehr bezahlen müssen ist wohl allen Bürgern verständlich. 
Aber dann sollte jeder Haushalt auch einen gleichen Beitrag dazu leisten. Nicht über eine 
prozentuale Erhöhung der Grundsteuer B sondern mit einer fiir alle gleichen Summe in € welche 
jeden Haushalt auch gleich belastet. Die Höhe dieses "Solidaritätsbeitrags" je Haushalt lässt sich ja 
einfach errechnen und umsetzen. Dieser könnte jährlich neu berechnet, zeitlich begrenzt oder auch 
wieder abgeschafft werden. 
Die bisherige ohnehin schon unterschiedlich hohe Belastung der einzelnen Haushalte durch die 
Grundsteuer B ist ja auch noch einigermaßen verständlich. Aber die zu erwartende prozentuale, 
drastische Erhöhung stößt nicht nur bei mir auf völliges Unverständnis. Denn nicht allein der Wert 
einer Immobilie oder Grundstücks sollte über die Höhe des Beitrages entscheiden, welche die 
einzelnen Haushalte an die Stadt bezahlen sondern die anfallenden Kosten unserer Stadt sind 
zukünftig möglichst gleichmäßig auf die einzelnen Haushalte zu velteilen. 

Mit freundlichem Gruß 
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